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Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

Erteilung der Genehmigung der 8. Änderung des 
Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 783 „Ehemalige Kaserne Bu-
ckesfeld“, 3. Änderung sowie Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes Nr. 783 „Ehemalige Kaserne 
Buckesfeld“, 3. Änderung 

Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat in seiner Sitzung 
am 12.11.2018 Folgendes beschlossen: 

A) 
I Zu den während der frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung, der Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange und der öffentlichen Auslegung 
der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 
vorgebrachten Anregungen wird wie folgt Stel-
lung genommen:  

Märkischer Kreis, Schreiben vom 31.05.2017, 
13.11.2017, 14.12.2017 und 11.07.2018 
Der in Kap. 5 der Begründung avisierte Umwelt-
bericht solle entsprechend erstellt werden. Bei 
den Festsetzungen zu Pflanz- und Erhaltungs-
maßnahmen solle auf die Berücksichtigung der 
DIN 18920 als technisches Regelwerk bei Pflan-
zungen hingewiesen werden. 

Die untere Naturschutzbehörde verfüge über 
keine konkreten Erkenntnisse zum Vorkommen 
besonders und streng geschützter Tierarten im 
Einwirkungsbereich des Änderungsbereichs, 
welche Auswirkungen auf die Zulässigkeit haben 
könnten und daher detaillierte Untersuchungen 
rechtfertigen würden. Dies berechtige aber nicht 
zu dem Schluss, dass diese Arten (z. B. Fleder-
mäuse) im Einwirkungsbereich des Vorhabens 
nicht vorkämen und ggf. Nachteile erleiden 
könnten. Nähere Informationen darüber, um 
welche Arten es sich handele seien unter 
http://www.naturschutzinformationen-
nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe zu finden. 

Abfallrechtlich bestünden keine Bedenken. Der 
B-Plan bzw. FNP befinde sich auf dem im Altlas-
tenkataster als teilsaniert verzeichneten Alt-
standort Nr. 00/133 „Ehem. Kaserne Buckes-
feld“. Auf dem in den Jahren 1997/98 in Ab-
stimmung mit der unteren Bodenschutzbehörde 
des Märkischen Kreises nutzungsbezogen sa-
nierten Kasernengelände seien Teilflächen mit 
Kontaminationen im Untergrund gesichert ver-
blieben. Dementsprechend ergebe sich aus bo-
denschutzrechtlicher Sicht die Notwendigkeit, 
die o. g. Flächen als kennzeichnungspflichtig im 
Sinne des Gem. RdErl. „Berücksichtigung von 
Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere 
Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Bauge-
nehmigungsverfahren“ anzusehen. Entspre-
chende Erläuterungen zu den Flächen sollten im 

textlichen Teil des B-Plans angeführt werden. 
Bei einzelnen Bauvorhaben sei die untere Ab-
fallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde des 
Märkischen Kreises im Verfahren zu beteiligen. 

Seitens der Immissionsschutzbehörde bestün-
den keine Bedenken, wenn die unter Ziffer 10. 
des Geräuschimmissionsschutzgutachtens des 
Ingenieurbüros Buchholz vom 14.09.2016 aufge-
führten Schallschutzmaßnahmen berücksichtigt 
und umgesetzt würden. 

Stellungnahme 
Der Umweltbericht ist erstellt worden. Der Hin-
weis auf die Berücksichtigung der DIN 18920 ist 
auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
nicht relevant, wird aber auf der Ebene der Be-
bauungsplanung zur Kenntnis genommen. 

Alle relevanten Informationen zum Vorkommen 
besonders und streng geschützter Tierarten im 
Einwirkungsbereich des Änderungsbereichs sind 
im Umweltbericht dargestellt. 

Entgegen der Stellungnahme des Märkischen 
Kreises vom 31.05.2017 wurde am 01.06.2017 
mit der unteren Bodenschutzbehörde des Märki-
schen Kreises vereinbart, dass eine Kennzeich-
nung als Flächen, die erheblich mit umweltge-
fährdenden Stoffen belastet sind, unterbleiben 
kann, wenn entsprechende textliche Ausführun-
gen in den Begründungen gemacht werden. 
Diese Ausführungen wurden in den Begründun-
gen ergänzt. Das Plangebiet erfährt somit keine 
Kennzeichnung, da in diesem Bereich bis zum 
Abriss in den 1990er Jahren eine zur Kaserne 
gehörige Schule und ein ehemaliges Krankenre-
vier standen. Aus dieser Nutzungshistorie erge-
ben sich keine Hinweise auf eine Kontamination. 
Auch im Rahmen einer Gefährdungsabschät-
zung von 1996 tauchten keine Verdachtsmo-
mente auf das Vorliegen von Bodenverunreini-
gungen im Plangebiet auf, so dass in Abstim-
mung mit der unteren Bodenschutzbehörde des 
Märkischen Kreises auf eine Kennzeichnung 
verzichtet wurde. Bei einzelnen Bauvorhaben 
wird die untere Abfallwirtschafts- und Boden-
schutzbehörde des Märkischen Kreises im Ver-
fahren beteiligt. 

Die nach dem Geräusch-Immissionsschutz-
Gutachten erforderlichen Schallschutzmaßnah-
men wurden – soweit festsetzungsfähig – im 
Bebauungsplan festgesetzt. Die Durchführung 
der übrigen Schallschutzmaßnahmen wird in ei-
nem den Bebauungsplan begleitenden städte-
baulichen Vertrag geregelt. 

Den Anregungen des Märkischen Kreises wird 
somit zum (überwiegenden) Teil gefolgt. 

II Gemäß § 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) wird die 8. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes und die Be-
gründung einschließlich des Umweltberichtes 
hierzu vom Rat der Stadt Lüdenscheid be-
schlossen. 
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III Die 8. Flächennutzungsplanänderung wird nach 
dem Tage der Bekanntmachung der gemäß § 6 
BauGB erforderlichen Genehmigungserteilung 
der Bezirksregierung Arnsberg sowie unter An-
gabe von Ort und Zeit der öffentlichen Einsicht-
nahme wirksam. 

B) 
I Zu den während der frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung, der Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange und der öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplanes Nr. 783 „Ehemalige Ka-
serne Buckesfeld“, 3. Änderung vorgebrachten 
Anregungen wird wie folgt Stellung genommen: 

Märkischer Kreis, Schreiben vom 31.05.2017, 
08.11.2017, 14.12.2017 und 11.07.2018 
Der in Kap. 5 der Begründung avisierte Umwelt-
bericht solle entsprechend erstellt werden. Bei 
den Festsetzungen zu Pflanz- und Erhaltungs-
maßnahmen solle auf die Berücksichtigung der 
DIN 18920 als technisches Regelwerk bei Pflan-
zungen hingewiesen werden. 

Die untere Naturschutzbehörde verfüge über 
keine konkreten Erkenntnisse zum Vorkommen 
besonders und streng geschützter Tierarten im 
Einwirkungsbereich des Änderungsbereichs, 
welche Auswirkungen auf die Zulässigkeit haben 
könnten und daher detaillierte Untersuchungen 
rechtfertigen würden. Dies berechtige aber nicht 
zu dem Schluss, dass diese Arten (z. B. Fleder-
mäuse) im Einwirkungsbereich des Vorhabens 
nicht vorkämen und ggf. Nachteile erleiden 
könnten. Nähere Informationen darüber, um 
welche Arten es sich handele seien unter 
http://www.naturschutzinformationen-
nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe zu finden. 

Seitens der Immissionsschutzbehörde bestün-
den keine Bedenken, wenn die unter Ziffer 10. 
des Geräuschimmissionsschutzgutachtens des 
Ingenieurbüros Buchholz vom 14.09.2016 aufge-
führten Schallschutzmaßnahmen berücksichtigt 
und umgesetzt würden. 

Abfallrechtlich bestünden keine Bedenken. Der 
B-Plan bzw. FNP befinde sich auf dem im Altlas-
tenkataster als teilsaniert verzeichneten Alt-
standort Nr. 00/133 „Ehem. Kaserne Buckes-
feld“. Auf dem in den Jahren 1997/98 in Ab-
stimmung mit der unteren Bodenschutzbehörde 
des Märkischen Kreises nutzungsbezogen sa-
nierten Kasernengelände seien Teilflächen mit 
Kontaminationen im Untergrund gesichert ver-
blieben. Dementsprechend ergebe sich aus bo-
denschutzrechtlicher Sicht die Notwendigkeit, 
die o. g. Flächen als kennzeichnungspflichtig im 
Sinne des Gem. RdErl. „Berücksichtigung von 
Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere 
Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Bauge-
nehmigungsverfahren“ anzusehen. Entspre-
chende Erläuterungen zu den Flächen sollten im 
textlichen Teil des B-Plans angeführt werden. 
Bei einzelnen Bauvorhaben sei die untere Ab-
fallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde des 
Märkischen Kreises im Verfahren zu beteiligen. 

Bedingt durch die bestehende Topographie und 
städtebauliche Struktur solle eine maximale 
Traufhöhe über NN festgesetzt werden. Die Be-
grenzung über die Festsetzung von Vollge-
schossen oder dem Hinweis, dass die angren-
zenden Gebäude mehrgeschossig seien, reiche 
nach dortiger Einschätzung nicht aus. 

Stellungnahme 
Der Umweltbericht ist erstellt worden. Der Hin-
weis auf die Berücksichtigung der DIN 18920 
wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechen-
der Hinweis wurde in der Begründung ergänzt. 

Alle relevanten Informationen zum Vorkommen 
besonders und streng geschützter Tierarten im 
Einwirkungsbereich des Änderungsbereichs sind 
im Umweltbericht dargestellt. 

Die nach dem Geräusch-Immissionsschutz-
Gutachten erforderlichen Schallschutzmaßnah-
men wurden – soweit festsetzungsfähig – im 
Bebauungsplan festgesetzt. Die Durchführung 
der übrigen Schallschutzmaßnahmen wird in ei-
nem den Bebauungsplan begleitenden städte-
baulichen Vertrag geregelt. 

Entgegen der Stellungnahme des Märkischen 
Kreises vom 31.05.2017 wurde am 01.06.2017 
mit der unteren Bodenschutzbehörde des Märki-
schen Kreises vereinbart, dass eine Kennzeich-
nung als Flächen, die erheblich mit umweltge-
fährdenden Stoffen belastet sind, unterbleiben 
kann, wenn entsprechende textliche Ausführun-
gen in den Begründungen gemacht werden. 
Diese Ausführungen wurden in den Begründun-
gen ergänzt. Das Plangebiet erfährt somit keine 
Kennzeichnung, da in diesem Bereich bis zum 
Abriss in den 1990er Jahren eine zur Kaserne 
gehörige Schule und ein ehemaliges Krankenre-
vier standen. Aus dieser Nutzungshistorie erge-
ben sich keine Hinweise auf eine Kontamination. 
Auch im Rahmen einer Gefährdungsabschät-
zung von 1996 tauchten keine Verdachtsmo-
mente auf das Vorliegen von Bodenverunreini-
gungen im Plangebiet auf, so dass in Abstim-
mung mit der unteren Bodenschutzbehörde des 
Märkischen Kreises auf eine Kennzeichnung 
verzichtet wurde. Bei einzelnen Bauvorhaben 
wird die untere Abfallwirtschafts- und Boden-
schutzbehörde des Märkischen Kreises im Ver-
fahren beteiligt. 

In der Planzeichnung wurde die Festsetzung ei-
ner maximalen Gebäudehöhe von 425,00 m 
über NN ergänzt. Dies entspricht der im Ur-
sprungsplan festgesetzten Höhe. 

Den Anregungen des Märkischen Kreises wird 
somit zum (überwiegenden) Teil gefolgt. 

Südwestfälische Industrie- und Handelskammer, 
Schreiben vom 14.11.2017 
Es bestünden keine Bedenken. Es werde aller-
dings angeregt, die Verkaufsfläche für Randsor-
timente / Aktionsfläche auf das derzeit zulässige 
Maß zu begrenzen. 
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Stellungnahme 
Eine Verkaufsflächenbegrenzung ist in der Ur-
sprungsfassung des Bebauungsplanes nicht 
enthalten. Eine Begrenzung auf 10% für zen-
trenrelevante Randsortimente ist nunmehr (be-
reits) im Plan enthalten. 

Der Anregung der Südwestfälischen Industrie- 
und Handelskammer wird somit gefolgt. 

II Gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) sowie 
der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S. 966) wird der Bebauungsplan Nr. 
783 „Ehemalige Kaserne Buckesfeld“, 3. Ände-
rung vom Rat der Stadt Lüdenscheid als Sat-
zung und die Begründung einschließlich des 
Umweltberichtes hierzu beschlossen. 

III Der Bebauungsplan Nr. 783 „Ehemalige Kaser-
ne Buckesfeld“, 3. Änderung wird (nach erfolgter 
Genehmigung der Flächennutzungsplanände-
rung) nach dem Tage der Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses des Rates der Stadt Lü-
denscheid sowie von Ort und Zeit der öffentli-
chen Einsichtnahme rechtsverbindlich. 

Die Genehmigung der Bezirksregierung Arnsberg 
vom 15. Januar 2019 (Aktenzeichen 35.2.1-1.4-MK-
10/18) zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 
sowie die Satzung (Bebauungsplan Nr. 783 „Ehe-
malige Kaserne Buckesfeld“, 3. Änderung) werden 
hiermit ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 

Die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes im Be-
reich des Bebauungsplanes Nr. 783 „Ehemalige 
Kaserne Buckesfeld“, 3. Änderung sowie der Be-
bauungsplan Nr. 783 „Ehemalige Kaserne Buckes-
feld“, 3. Änderung liegen mit Begründung ein-
schließlich Umweltbericht sowie der zusammenfas-
senden Erklärung ab dem Tage der Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung im Zimmer 535 des 
Rathauses der Stadt Lüdenscheid, Rathausplatz 2, 
während der Dienststunden der Stadtverwaltung zu 
jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

Hinweis gemäß § 44 BauGB 
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für die 
nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögens-
nachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 

Hinweis gemäß § 215 BauGB 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3

BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der 8. Änderung des Flächennut-
zungsplans im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 
783 „Ehemalige Kaserne Buckesfeld“, 3. Änderung 
sowie der Satzung (Bebauungsplan Nr. 783 „Ehe-
malige Kaserne Buckesfeld“, 3. Änderung) schrift-
lich gegenüber der Stadt Lüdenscheid, Rathaus-
platz 2, 58507 Lüdenscheid unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 

Bekanntmachungsanordnung 
Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Flächennutzungsplanänderung sowie dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat
den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Lüdenscheid, 25.01.2019 

Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 

Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik „"Rathaus & 
Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingesehen werden. 

http://www.luedenscheid.de/
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